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A. Problem und Ziel

Sind grenzüberschreitende Sachverhalte aufzuklären, können Be-
teiligte und andere Personen im Ausland nur im Wege zwischenstaat-
licher Amts- und Rechtshilfe zur Sachverhaltsaufklärung herange-
zogen werden. Die Möglichkeit, Amts- und Rechtshilfe anderer Staa-
ten oder Gebiete beanspruchen zu können, ist umso bedeutender, 
als grenzüberschreitende Sachverhalte alltäglich geworden sind.
Zwischenstaatliche Amts- und Rechtshilfe wird regelmäßig auf der
Grundlage zwei- oder mehrseitiger völkerrechtlicher Vereinbarungen
geleistet.

B. Lösung

Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein hat in einer Erklärung
vom 12. März 2009 den OECD-Standard zu Transparenz und effek-
tivem Informationsaustausch für Besteuerungszwecke vollumfänglich
anerkannt und sich bereit erklärt, ihn in Abkommen mit OECD-
Mitgliedstaaten umzusetzen. Das am 2. September 2009 mit der
Regierung des Fürstentums Liechtenstein unterzeichnete Abkommen
über die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch in Steuer-
sachen verpflichtet jede Vertragspartei, der anderen Vertragspartei auf
Ersuchen alle für ein Besteuerungsverfahren oder ein Steuerstrafver-
fahren erforderlichen Informationen zu erteilen. Das Abkommen ent-
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hält alle Kernelemente des OECD-Standards, wie er sich aus dem
Musterabkommen für den Auskunftsaustausch (2002) ergibt.

Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Abkommen die für die
Ratifikation erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden Körper-
schaften erlangen.

C. Alternativen

Keine

D. Finanzielle Auswirkungen

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Keine

Mithilfe des durch das Abkommen ermöglichten Auskunftsaustauschs
werden künftig Steuerausfälle verhindert.

2. Vollzugsaufwand

Die durch das Abkommen entstehenden Kosten lassen sich nicht
beziffern; sie werden betragsmäßig nicht ins Gewicht fallen.

E. Sonstige Kosten

Die Wirtschaft ist durch das Gesetz nicht unmittelbar betroffen. Unter-
nehmen, insbesondere den mittelständischen Unternehmen, ent-
stehen durch dieses Gesetz keine direkten Kosten.

Auswirkungen auf die Einzelpreise, das Preisniveau und insbesondere
das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten.

F. Bürokratiekosten

Das Abkommen regelt den Informationsaustausch in Steuersachen im
Verhältnis zum Fürstentum Liechtenstein. Insoweit werden durch das
Abkommen Informationspflichten insbesondere für die Verwaltung
neu eingeführt. Eine Quantifizierung ist mangels fehlender Daten nicht
möglich, jedoch ist vor dem Hintergrund des Steuerrechts des Fürs-
tentums Liechtenstein davon auszugehen, dass ein Auskunftser-
suchen durch das Fürstentum Liechtenstein nur in wenigen Fällen
erfolgen wird.

Es werden Informationspflichten für

a) Unternehmen weder eingeführt noch verändert oder abgeschafft,

b) Bürgerinnen und Bürger weder eingeführt noch verändert oder
abgeschafft,

c) die Verwaltung eingeführt:

Anzahl: zwölf
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e 17/1701001001,00··Pflicht zur Korrektur unzutreffender
Daten durch die ersuchte Behörde

Protokoll Nummer 3
Buchstabe c

8

001001,00··
Konsultation des anderen Vertrags-
partners durch ersuchte Behörde bei
möglichem Anfall beträchtlicher Kos-
ten

Artikel 9 Satz 2 zweiter
Halbsatz

7

001001,00··Mitteilung über Ablehnung der Unter-
stützung durch den ersuchten Staat

Artikel 76

001001,00··
Unterrichtung über Zeitpunkt und Ort
der Prüfung durch die ersuchte Be-
hörde

Artikel 6 Absatz 35

001001,00··
Ersuchte Behörde kann ersuchender
Behörde Teilnahme an einer Steuer-
prüfung im Gebiet der ersuchten Ver-
tragspartei gestatten

Artikel 6 Absatz 24

001001,00··Bestätigung des Eingangs des Er-
suchens durch die ersuchte Behörde

Artikel 5 Absatz 63

001001,00··
Auskunftserteilung auf Ersuchen des
anderen Staates zur Unterstützung in
Steuer- und Steuerstrafsachen

Artikel 5 Absatz 1 bis 42

001001,00··

Mitteilung wesentlicher Gesetzesän-
derungen, soweit zur Erfüllung der
Verpflichtungen bedeutsam, an die
zuständige Behörde des anderen
Staates

Artikel 3 Absatz 2 Satz 21

CBA

Verwaltung
in Tsd. EUR
(insgesamt)

Unternehmen
in Tsd. EUR
(insgesamt)

Bürger
(sonst.
Kosten
in EUR)
je Fall

(einschl.
Perodizität)

Bürger
in min
je Fall

(einschl.
Periodizität)

Herkunft in %Bürokratiebe-/-entlastung für

InformationspflichtVorschriftlfd. Nr. PeriodizitätFallzahl



D
ru

cksach
e 17/1701

–
 4

 –
D

e
u
ts

c
h
e
r B

u
n
d
e
s
ta

g
 –

 1
7
. W

a
h
lp

e
rio

d
e

00Summe Einmalkosten in EUR

00Summe ohne Einmalkosten in EUR

001001,00··
Mitteilung der ersuchten Behörde
über besondere Löschungsfristen in
Bezug auf die übermittelten perso-
nenbezogenen Daten

Protokoll Nummer 3
Buchstabe i

12

001001,00··
Auskunftserteilung an den Betroffenen
über die über ihn erhobenen Daten
und über den vorgesehenen Ver-
wendungszweck

Protokoll Nummer 3
Buchstabe f

11

001001,00··
Unterrichtung des Betroffenen durch
die ersuchende Behörde über die
Datenerhebung bei der ersuchten
Behörde

Protokoll Nummer 3
Buchstabe e

10

001001,00··

Unterrichtung der ersuchten Vertrags-
partei über Verwendung der übermit-
telten Daten und dadurch erzielten
Ergebnisse auf Antrag der ersuchten
Vertragspartei

Protokoll Nummer 3
Buchstabe d

9

CBA

Verwaltung
in Tsd. EUR
(insgesamt)

Unternehmen
in Tsd. EUR
(insgesamt)

Bürger
(sonst.
Kosten
in EUR)
je Fall

(einschl.
Perodizität)

Bürger
in min
je Fall

(einschl.
Periodizität)

Herkunft in %Bürokratiebe-/-entlastung für

InformationspflichtVorschriftlfd. Nr. PeriodizitätFallzahl

national

E
U

-E
b

ene

international

Hinweis: Die Darstellung mit einem Punkt bedeutet lediglich, dass eine Quantifizierung nicht möglich ist, z. B. weil keine Daten vorhanden sind. Daraus kann nicht geschlossen werden, dass die Informationspflichten nicht zu
bürokratischen Be-/Entlastungen führen.
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Anlage 1

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz
beschlossen:

Artikel 1

Dem in Vaduz am 2. September 2009 unterzeichneten Abkommen zwischen
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung des Fürs-
tentums Liechtenstein über die Zusammenarbeit und den Informationsaus-
tausch in Steuersachen wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend
veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 13 Absatz 1 in Kraft
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

E n t w u r f

Gesetz
zu dem Abkommen vom 2. September 2009

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Regierung des Fürstentums Liechtenstein

über die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch in Steuersachen

Vom 2010
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Begründung zum Vertragsgesetz

Zu Artikel 1

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes
Anwendung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht.

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 108 Absatz 5 des Grund-
gesetzes erforderlich, da das Abkommen Verfahrensregelungen enthält, die sich
auch an die Landesfinanzbehörden richten.

Zu Artikel 2

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82
Absatz 2 des Grundgesetzes.

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 13
Absatz 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Schlussbemerkung

Unternehmen, insbesondere den mittelständischen Unternehmen, entstehen
durch dieses Gesetz keine direkten Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten.
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Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

und

die Regierung des Fürstentums Liechtenstein,

im Folgenden die „Vertragsparteien“ –

in Anbetracht der Erkenntnis der Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Regierung des Fürstentums Liechten-
stein, dass die gut entwickelten wirtschaftlichen Beziehungen
zwischen den beiden Vertragsparteien eine weitergehende
Zusammenarbeit verlangen,

in Anbetracht des Wunsches der Vertragsparteien, ihre Bezie-
hung weiterzuentwickeln, indem sie zu beiderseitigem Nutzen
im Bereich der Besteuerung zusammenarbeiten,

in Anbetracht dessen, dass die Vertragsparteien wünschen,
die Fähigkeit beider Vertragsparteien zu stärken, ihre jeweiligen
Steuergesetze durchsetzen zu können, und

in Anbetracht des Wunsches der Vertragsparteien, die Be-
dingungen festzulegen, welche den Informationsaustausch in
Steuersachen regeln – 

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Geltungsbereich des Abkommens

Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien leisten ein-
ander Unterstützung durch den Austausch von Informationen,
die für die Durchführung des jeweiligen Rechts der Vertragspar-
teien betreffend die unter dieses Abkommen fallenden Steuern
voraussichtlich erheblich sind, einschließlich Auskünften, die für
die Festsetzung und Erhebung dieser Steuern oder für Ermitt-
lungen beziehungsweise Strafverfolgungsmaßnahmen in Steu-
ersachen voraussichtlich erheblich sind. Die persönlichen Rech-
te und Sicherheiten, welche die Gesetze oder die Verwaltungs-
praxis der ersuchten Vertragspartei gewähren, bleiben anwend-
bar.

Artikel 2

Zuständigkeit

Die ersuchte Vertragspartei ist nicht zur Erteilung von Aus-
künften verpflichtet, die weder ihren Behörden vorliegen noch
im Besitz oder in der Verfügungsmacht von Personen in ihrem
Hoheitsgebiet sind.

Artikel 3

Unter das Abkommen fallende Steuern

(1) Dieses Abkommen gilt für folgende Steuern:

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland:

– die Einkommensteuer,

– die Körperschaftsteuer,

– die Gewerbesteuer,

– die Vermögensteuer,

– die Erbschaftsteuer,

– die Umsatzsteuer,

– die Versicherungsteuer,

einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge;

b) in Bezug auf das Fürstentum Liechtenstein:

– die Erwerbssteuer,

– die Ertragssteuer,

– die Gesellschaftssteuern,

– die Grundstücksgewinnsteuer,

– die Vermögenssteuer,

– die Couponsteuer,

– die Nachlass-, Erbanfalls- und Schenkungssteuern und

– die Mehrwertsteuer.

(2) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder
im Wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des
Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren
Stelle erhoben werden, soweit die Vertragsparteien dies verein-
baren. Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien teilen
einander die bei den unter dieses Abkommen fallenden Steuern
sowie den entsprechenden Maßnahmen zur Beschaffung von
Auskünften eingetretenen wesentlichen Änderungen mit.

Artikel 4

Begriffsbestimmungen

(1) Für die Zwecke dieses Abkommens, soweit nichts ande-
res bestimmt ist,

a) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland“, im
geographischen Sinn verwendet, das Gebiet, in dem das
Steuerrecht der Bundesrepublik Deutschland gilt;

b) bedeutet der Ausdruck „Fürstentum Liechtenstein“, im
geographischen Sinn verwendet, das Gebiet, in dem das
Steuerrecht des Fürstentums Liechtenstein gilt;

c) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“

aa) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministe-
rium der Finanzen oder die Behörde, an die es seine
Befugnis delegiert hat; in Steuerstrafsachen ist dies das
Bundesministerium der Justiz oder die Behörde, an die
es seine Befugnis delegiert hat;

bb) im Fürstentum Liechtenstein die Regierung oder deren
Bevollmächtigter; 

d) umfasst der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesell-
schaften und alle anderen Personenvereinigungen;

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ eine juristische Per-
son oder einen Rechtsträger, der für die Besteuerung wie
eine juristische Person behandelt wird;

f) bedeutet der Ausdruck „börsennotierte Gesellschaft“ eine
Gesellschaft, deren Hauptaktiengattung an einem geregel-
ten Markt, der die materiellen Anforderungen im Sinne des
Artikels 4 der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 21. April 2004 erfüllt, notiert ist
und deren notierte Aktien von jedermann ohne Weiteres
erworben oder veräußert werden können. Aktien können
„von jedermann“ erworben oder veräußert werden, wenn der

Abkommen
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland

und der Regierung des Fürstentums Liechtenstein
über die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch in Steuersachen
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Erwerb oder die Veräußerung von Aktien weder implizit noch
explizit auf eine begrenzte Investorengruppe beschränkt ist;

g) bedeutet der Ausdruck „Hauptaktiengattung“ die Aktiengat-
tung oder die Aktiengattungen, die eine Mehrheit der Stimm-
rechtsanteile oder des statuarischen Kapitals der Gesell-
schaft darstellen;

h) bedeutet der Ausdruck „Investmentfonds oder Investment-
system für gemeinsame Anlagen“ eine Investitionsform für
gemeinsame Anlagen, ungeachtet der Rechtsform. Der Aus-
druck „öffentlicher Investmentfonds oder öffentliches Invest-
mentsystem für gemeinsame Anlagen“ bedeutet einen
Investmentfonds oder ein Investmentsystem für gemein-
same Anlagen, bei dem die Fondsanteile, Gesellschafts-
anteile oder sonstigen Anteile am Fonds oder System ohne
Weiteres von jedermann erworben, veräußert oder zurück-
gekauft werden können. Fondsanteile, Gesellschaftsanteile
oder sonstige Anteile am Fonds oder System können ohne
Weiteres „von jedermann“ erworben, veräußert oder zurück-
gekauft werden, wenn der Erwerb, die Veräußerung oder der
Rückkauf weder implizit noch explizit auf eine begrenzte
Anlegergruppe beschränkt ist;

i) bedeutet der Ausdruck „Steuer“ eine Steuer, für die das
Abkommen gilt;

j) bedeutet der Ausdruck „ersuchende Vertragspartei“ die um
Auskünfte ersuchende Vertragspartei;

k) bedeutet der Ausdruck „ersuchte Vertragspartei“ die Ver-
tragspartei, die um Erteilung von Auskünften ersucht wird;

l) bedeutet der Ausdruck „Maßnahmen zur Beschaffung von
Auskünften“ die Gesetze und Verwaltungs- oder Gerichts-
verfahren, die eine Vertragspartei zur Beschaffung und Ertei-
lung der erbetenen Auskünfte befähigen;

m) bedeuten die Ausdrücke „Auskünfte“ und „Informationen“
Tatsachen, Erklärungen, Unterlagen oder Aufzeichnungen
jeder Art; die Ausdrücke „Auskünfte“ und „Informationen“
werden inhaltsgleich verwendet;

n) bedeutet der Ausdruck „Steuersachen“ alle Steuersachen
einschließlich Steuerstrafsachen;

o) bedeutet der Ausdruck „Steuerstrafsachen“ Steuersachen
im Zusammenhang mit vorsätzlichem Verhalten, das nach
dem Strafrecht des ersuchenden Vertragsstaates straf-
bewehrt ist;

p) bedeutet der Ausdruck „Strafrecht“ sämtliche nach dem
Recht der Vertragsparteien als solche bezeichneten steuer-
strafrechtlichen Bestimmungen, unabhängig davon, ob sie
im Steuerrecht, im Strafgesetzbuch oder in anderen Geset-
zen enthalten sind;

q) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“

aa) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland alle Deut-
schen im Sinne des Grundgesetzes der Bundesrepublik
Deutschland sowie alle juristischen Personen, Per-
sonengesellschaften und anderen Personenvereinigun-
gen, die nach dem in der Bundesrepublik Deutschland
geltenden Recht errichtet worden sind;

bb) in Bezug auf Liechtenstein alle Inhaber von Landes-
bürgerrechten im Sinne des Bürgerrechtsgesetzes
(LGBl. 1960, Nr. 23) sowie alle juristischen Personen,
Personengesellschaften und anderen Personenvereini-
gungen, die nach dem im Fürstentum Liechtenstein
geltenden Recht errichtet worden sind.

(2) Jeder in diesem Abkommen nicht näher definierte Aus-
druck hat, sofern der Zusammenhang nichts anderes erfordert,
die Bedeutung, die ihm zu dem Zeitpunkt zukam, zu dem das
Ersuchen gestellt wurde, wobei die Bedeutung nach dem Steu-
errecht der anwendenden Vertragspartei Vorrang vor der Bedeu-
tung hat, die dem Ausdruck nach anderem Recht dieser Ver-
tragspartei zukommt.

Artikel 5

Informationsaustausch auf Ersuchen

(1) Auf Ersuchen der ersuchenden Vertragspartei erteilt die
zuständige Behörde der ersuchten Vertragspartei Auskünfte für
die in Artikel 1 genannten Zwecke. Diese Auskünfte werden
ohne Rücksicht darauf erteilt, ob die ersuchte Vertragspartei
diese Auskünfte für eigene steuerliche Zwecke benötigt oder ob
das Verhalten, das Gegenstand der Ermittlungen ist, nach dem
Recht der ersuchten Vertragspartei eine Straftat darstellen
würde, wäre es im Gebiet der ersuchten Vertragspartei erfolgt.
Die zuständige Behörde der ersuchenden Vertragspartei stellt
nur dann ein Auskunftsersuchen nach diesem Artikel, wenn sie
die erbetenen Auskünfte nicht durch andere Maßnahmen in
ihrem eigenen Gebiet erlangen konnte; ausgenommen sind
Fälle, in denen der Rückgriff auf derartige Maßnahmen unver-
hältnismäßig große Schwierigkeiten mit sich bringen würde.

(2) Reichen die der zuständigen Behörde der ersuchten Ver-
tragspartei vorliegenden Auskünfte nicht aus, um dem Aus-
kunftsersuchen entsprechen zu können, so ergreift diese Ver-
tragspartei nach eigenem Ermessen alle geeigneten Maßnah-
men zur Beschaffung von Informationen, die erforderlich sind,
um der ersuchenden Vertragspartei die erbetenen Auskünfte zu
erteilen, auch wenn die ersuchte Vertragspartei diese Informa-
tionen zu dem betreffenden Zeitpunkt nicht für eigene steuer-
liche Zwecke benötigt.

(3) Auf ausdrückliches Ersuchen der zuständigen Behörde
der ersuchenden Vertragspartei erteilt die zuständige Behörde
der ersuchten Vertragspartei in dem nach dem Recht der
ersuchten Vertragspartei zulässigen Umfang Auskünfte nach
diesem Artikel in Form von Zeugenaussagen und beglaubigten
Kopien von Originaldokumenten.

(4) Beide Vertragsparteien gewährleisten, dass ihre zustän-
digen Behörden in Übereinstimmung mit diesem Abkommen die
Befugnis haben, folgende Auskünfte auf Ersuchen einzuholen
oder zu erteilen:

a) Auskünfte von Banken, anderen Finanzinstituten oder Per-
sonen, einschließlich Bevollmächtigten und Treuhändern, die
als Vertreter oder Treuhänder handeln;

b) Auskünfte über die Eigentumsverhältnisse an Gesellschaf-
ten, Gemeinschaften und anderen Personen, einschließlich

aa) bei Investmentfonds oder Investmentsystemen für
gemeinsame Anlagen Auskünfte über Gesellschafts-
anteile, Fondsanteile und sonstige Anteile;

bb) bei Trusts Auskünfte über Treugeber, Treuhänder, Pro-
tektoren und Treuhandbegünstigte; bei Stiftungen und
Anstalten Auskünfte über Gründer, Mitglieder des Stif-
tungsrats und Begünstigte;

dies gilt unter der Voraussetzung, dass durch dieses Abkommen
keine Verpflichtung der Vertragsparteien geschaffen wird, Aus-
künfte über Eigentumsverhältnisse einzuholen oder zu erteilen,
die börsennotierte Gesellschaften oder öffentliche Investment-
fonds oder öffentliche Investmentsysteme für gemeinsame
Anlagen betreffen, es sei denn, diese Auskünfte können ohne
unverhältnismäßig große Schwierigkeiten eingeholt werden.

(5) Jedes Auskunftsersuchen ist möglichst detailliert abzu-
fassen und muss die folgenden schriftlichen Angaben enthalten:

a) die Identität der Person, der die Ermittlung oder Unter-
suchung gilt;

b) den Zeitraum, für den die Auskünfte erbeten werden;

c) die Art der erbetenen Auskünfte und die Form, in der die
Auskünfte der ersuchenden Vertragspartei vorzugsweise zur
Verfügung zu stellen sind;

d) den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht
wird;

e) die Gründe für die Annahme, dass die erbetenen Auskünfte
für die Durchführung des Steuerrechts der ersuchenden Ver-



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 11 – Drucksache 17/1701

tragspartei in Bezug auf die unter Buchstabe a bezeichnete
Person voraussichtlich erheblich sind;

f) die Gründe für die Annahme, dass die erbetenen Auskünfte
der ersuchten Vertragspartei vorliegen oder sich im Besitz
oder in der Verfügungsmacht einer Person im Hoheits-
bereich der ersuchten Vertragspartei befinden;

g) den Namen und die Anschrift von Personen, soweit bekannt,
in deren Besitz sich die erbetenen Auskünfte vermutlich
befinden;

h) eine Erklärung, dass das Ersuchen dem Recht und der Ver-
waltungspraxis der ersuchenden Vertragspartei entspricht,
dass die erbetenen Informationen, würden sie sich im
Hoheitsbereich der ersuchenden Vertragspartei befinden,
von der zuständigen Behörde der ersuchenden Vertragspar-
tei nach dem Recht der ersuchenden Vertragspartei oder im
Rahmen der üblichen Verwaltungspraxis eingeholt werden
könnten und dass das Ersuchen in Übereinstimmung mit
diesem Abkommen gestellt wurde; und

i) eine Erklärung, dass die ersuchende Vertragspartei alle im
eigenen Gebiet zur Verfügung stehenden Maßnahmen zur
Einholung der Auskünfte ausgeschöpft hat, ausgenommen
Fälle, in denen dies unverhältnismäßig große Schwierig-
keiten mit sich bringen würde.

(6) Die zuständige Behörde der ersuchten Vertragspartei
bestätigt der zuständigen Behörde der ersuchenden Vertrags-
partei den Eingang des Ersuchens; sie bemüht sich nach besten
Kräften, die erbetenen Auskünfte dem ersuchenden Vertrags-
staat innerhalb der kürzesten vertretbaren Frist zu übermitteln.

Artikel 6

Steuerprüfungen im Ausland

(1) Die ersuchende Vertragspartei kann bei angemessener
Vorankündigung darum ersuchen, dass die ersuchte Vertrags-
partei, soweit dies nach dem Recht dieses Staates zulässig ist,
Vertretern der zuständigen Behörde der ersuchenden Vertrags-
partei die Einreise in das Gebiet der ersuchten Vertragspartei zur
Befragung natürlicher Personen und Prüfung von Unterlagen
gestattet, soweit die betreffenden natürlichen oder anderen Per-
sonen dem im Voraus schriftlich zugestimmt haben. Die zustän-
dige Behörde der ersuchenden Vertragspartei unterrichtet die
zuständige Behörde der ersuchten Vertragspartei über Zeit-
punkt und Ort des geplanten Treffens mit den betreffenden
natürlichen Personen.

(2) Auf Ersuchen der zuständigen Behörde der ersuchenden
Vertragspartei kann die zuständige Behörde der ersuchten Ver-
tragspartei gestatten, dass Vertreter der zuständigen Behörde
der ersuchenden Vertragspartei während des relevanten Teils
einer Steuerprüfung im Gebiet der ersuchten Vertragspartei
anwesend sind.

(3) Ist dem in Absatz 2 bezeichneten Ersuchen stattgegeben
worden, so unterrichtet die zuständige Behörde der die Prüfung
durchführenden ersuchten Vertragspartei so bald wie möglich
die zuständige Behörde der ersuchenden Vertragspartei über
Zeitpunkt und Ort der Prüfung, über die mit der Durchführung
der Prüfung beauftragte Behörde oder den damit beauftragten
Bediensteten sowie über die von der ersuchten Vertragspartei
für die Durchführung der Prüfung vorgeschriebenen Verfahren
und Bedingungen. Alle Entscheidungen im Zusammenhang mit
der Durchführung der Steuerprüfung trifft die die Prüfung durch-
führende ersuchte Vertragspartei.

Artikel 7

Möglichkeit der Ablehnung eines Ersuchens

(1) Die zuständige Behörde der ersuchten Vertragspartei
kann ein Ersuchen der ersuchenden Vertragspartei ablehnen,
wenn

a) das Ersuchen nicht in Übereinstimmung mit diesem Abkom-
men gestellt wurde;

b) die ersuchende Vertragspartei nicht alle im eigenen Gebiet
zur Verfügung stehenden Maßnahmen zur Einholung der
Auskünfte ausgeschöpft hat; ausgenommen sind Fälle, in
denen der Rückgriff auf derartige Maßnahmen unverhältnis-
mäßig große Schwierigkeiten mit sich bringen würde;

c) die Erteilung der erbetenen Auskünfte der öffentlichen
Ordnung (ordre public) der ersuchten Vertragspartei wider-
spräche.

(2) Dieses Abkommen verpflichtet die ersuchte Vertragspartei
nicht

a) zur Übermittlung von Informationen, die einem Aussagever-
weigerungsrecht unterliegen, oder zur Preisgabe eines Han-
dels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder
eines Geschäftsverfahrens, mit der Maßgabe, dass die in
Artikel 5 Absatz 4 bezeichneten Auskünfte nicht allein schon
deshalb als ein solches Geheimnis oder Geschäftsverfahren
gelten, oder

b) zur Durchführung von Verwaltungsmaßnahmen, die von den
Gesetzen und der Verwaltungspraxis der ersuchten Ver-
tragspartei abweichen, soweit die Verpflichtungen einer Ver-
tragspartei nach Artikel 5 Absatz 4 durch diesen Buchstaben
nicht berührt werden.

(3) Auskunftsersuchen dürfen nicht mit der Begründung
abgelehnt werden, die dem Ersuchen zugrunde liegende Steu-
erforderung sei strittig.

(4) Die ersuchte Vertragspartei ist nicht zur Einholung und
Erteilung von Auskünften verpflichtet, welche die zuständige
Behörde der ersuchenden Vertragspartei nach dem Recht die-
ser Partei oder im Rahmen der üblichen Verwaltungspraxis nicht
einholen könnte, wenn sich die erbetenen Auskünfte im Hoheits-
gebiet der ersuchenden Vertragspartei befänden.

(5) Die ersuchte Vertragspartei kann ein Auskunftsersuchen
ablehnen, wenn die Auskünfte von der ersuchenden Vertrags-
partei zur Durchführung von Bestimmungen des Steuerrechts
der ersuchenden Vertragspartei oder damit zusammenhängen-
der Anforderungen erbeten werden, die einen Staatsange-
hörigen der ersuchten Vertragspartei gegenüber einem Staats-
angehörigen der ersuchenden Vertragspartei unter den gleichen
Umständen benachteiligen.

Artikel 8

Vertraulichkeit

(1) Die von den zuständigen Behörden der Vertragsparteien
erteilten und empfangenen Auskünfte sind vertraulich zu behan-
deln.

(2) Diese Auskünfte dürfen nur den Personen oder Behörden
(einschließlich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugäng-
lich gemacht werden, die mit den in Artikel 1 bezeichneten Auf-
gaben befasst sind, und von diesen Personen oder Behörden
nur für die in Artikel 1 bezeichneten Zwecke verwendet werden.
Für diese Zwecke dürfen die Auskünfte in einem öffentlichen
Gerichtsverfahren oder für eine Gerichtsentscheidung verwen-
det werden.

(3) Diese Auskünfte dürfen ohne ausdrückliche schriftliche
Zustimmung der zuständigen Behörde der ersuchten Vertrags-
partei nicht für andere als die in Artikel 1 bezeichneten Zwecke
verwendet werden. 

(4) Die nach diesem Abkommen der ersuchenden Vertrags-
partei erteilten Auskünfte dürfen keinem anderen Hoheitsbe-
reich bekannt gegeben werden.

(5) Personenbezogene Daten dürfen übermittelt werden,
soweit dies zur Durchführung dieses Abkommens erforderlich
ist und vorbehaltlich des Rechts der übermittelnden Vertrags-
partei.
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Artikel 9

Kosten

Kosten, die der ersuchten Vertragspartei entstehen, werden
von dieser Vertragspartei getragen. Außergewöhnliche Kosten
werden von der ersuchenden Vertragspartei getragen. Die
zuständigen Behörden konsultieren einander von Zeit zu Zeit im
Hinblick auf diesen Artikel; insbesondere konsultiert die zustän-
dige Behörde der ersuchten Vertragspartei die zuständige
Behörde der ersuchenden Vertragspartei in der Frage, ob bei der
Auskunftserteilung auf ein bestimmtes Ersuchen mit beträcht-
lichen Kosten zu rechnen ist.

Artikel 10

Verständigungsverfahren

(1) Bei Schwierigkeiten oder Zweifeln zwischen den Vertrags-
parteien bezüglich der Durchführung oder Auslegung des
Abkommens bemühen sich die zuständigen Behörden, die
Angelegenheit in gegenseitigem Einvernehmen zu regeln.

(2) Über die in Absatz 1 bezeichneten Vereinbarungen hinaus
können sich die zuständigen Behörden der Vertragsparteien auf
die nach den Artikeln 5, 6 und 9 anzuwendenden Verfahren ver-
ständigen.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien können
zur Herbeiführung einer Einigung nach diesem Artikel unmittel-
bar miteinander verkehren.

(4) Die Vertragsparteien verständigen sich bei Bedarf auf Ver-
fahren zur Streitbeilegung.

Artikel 11

Protokoll

Das anliegende Protokoll ist Bestandteil dieses Abkommens.

Artikel 12

Umsetzungsgesetzgebung

Die für die Durchführung dieses Abkommens erforderlichen
Bestimmungen sollen bis zum 31. Dezember 2010 erlassen wer-
den.

Artikel 13

Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in
Kraft, an dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben,
dass ihre jeweiligen Voraussetzungen für das Inkrafttreten die-
ses Abkommens erfüllt sind. Maßgeblich ist der Tag des Ein-
gangs der letzten Notifikation.

(2) Dieses Abkommen ist nach Inkrafttreten auf Ersuchen
anzuwenden, die am Tag oder nach dem Tag des Inkrafttretens
gestellt werden, jedoch nur in Bezug auf Steuerjahre oder Ver-
anlagungszeiträume, die am oder nach dem 1. Januar 2010
beginnen.

Artikel 14

Kündigung

(1) Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft,
jedoch kann jede Vertragspartei das Abkommen durch schrift-
liche Mitteilung an die andere Vertragspartei kündigen.

(2) Die Kündigung wird am ersten Tag des Monats wirksam,
der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Eingang der
Mitteilung bei  der anderen Vertragspartei folgt.

(3) Wird das Abkommen gekündigt, so bleiben die Vertrags-
parteien in Bezug auf die nach dem Abkommen erhaltenen Aus-
künfte an Artikel 8 gebunden.

Geschehen zu Vaduz am 2. September 2009 in zwei Urschrif-
ten, jede in deutscher Sprache.

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

A .  B e rg

Für die Regierung des Fürstentums Liechtenstein

K l a u s  Ts c h ü t s c h e r
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Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die
Regierung des Fürstentums Liechtenstein (die „Vertragspar-
teien“) haben anlässlich der Unterzeichnung des Abkommens
zwischen den beiden Vertragsparteien über die Zusammen-
arbeit und den Informationsaustausch in Steuersachen nachste-
hende Bestimmungen vereinbart, die Bestandteil des Abkom-
mens sind:

1. In Bezug auf Artikel 5 Absatz 1 besteht Einvernehmen, dass
der Steuerpflichtige außerhalb eines Steuerstrafverfahrens
über die Absicht eines Auskunftsersuchens unterrichtet wer-
den soll. Von der Unterrichtung kann abgesehen werden,
wenn durch die Unterrichtung der Zweck der Ermittlung
gefährdet würde.

2. In Bezug auf Artikel 5 Absatz 5 Buchstabe a besteht Einver-
nehmen, dass zur Bestimmung der Identität des Steuer-
pflichtigen eine Namensnennung nicht erforderlich ist,
sofern sich diese aus anderen Anhaltspunkten bestimmen
lässt.

3. In Bezug auf Artikel 8 Absatz 5 gewährleisten die Vertrags-
parteien den Schutz personenbezogener Daten in einem
Umfang, welcher der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten und zum freien Datenverkehr entspricht.
Darüber hinaus gilt Folgendes:

a) Die Verwendung der Daten durch die empfangende Stel-
le ist in Übereinstimmung mit Artikel 8 Absatz 3 nur zu
dem von der übermittelnden Stelle angegebenen Zweck
und nur zu den durch die übermittelnde Stelle vorge-
schriebenen Bedingungen zulässig.

b) Ungeachtet der Bestimmungen des Artikels 8 Absatz 3
können die Auskünfte für andere Zwecke verwendet wer-
den, wenn sie nach dem Recht beider Vertragsparteien
für diese anderen Zwecke verwendet werden können
und die zuständige Behörde der übermittelnden Ver-
tragspartei dieser Verwendung zugestimmt hat. Ohne
vorherige Zustimmung der zuständigen Behörde der
übermittelnden Vertragspartei ist eine Verwendung für
andere Zwecke nur zulässig, wenn sie zur Abwehr einer
im Einzelfall bestehenden dringenden Gefahr für das
Leben, die körperliche Unversehrtheit oder die persön-
liche Freiheit einer Person oder zum Schutz bedeutender
Vermögenswerte erforderlich ist und Gefahr im Verzug
besteht. In diesem Fall ist die zuständige Behörde der
übermittelnden Vertragspartei unverzüglich um nach-
trägliche Genehmigung der Zweckänderung zu ersu-
chen. Wird die Genehmigung verweigert, ist die weitere
Verwendung der Auskünfte für den anderen Zweck unzu-
lässig; ein durch die zweckändernde Verwendung der
Auskünfte entstandener Schaden ist zu ersetzen.

c) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtig-
keit der zu übermittelnden Daten und ihre voraussicht-
liche Erheblichkeit im Sinne des Artikels 1 sowie ihre Ver-
hältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung
verfolgten Zweck zu achten. Voraussichtlich erheblich
sind die Daten, wenn im konkreten Fall die ernstliche

Möglichkeit besteht, dass die andere Vertragspartei ein
Besteuerungsrecht hat, und keine Anhaltspunkte dafür
vorliegen, dass die Daten der zuständigen Behörde der
anderen Vertragspartei bereits bekannt sind oder dass
die zuständige Behörde der anderen Vertragspartei ohne
die Auskunft von dem Gegenstand des Besteuerungs-
rechts Kenntnis erlangt. Erweist sich, dass unrichtige
Daten oder Daten, die nicht übermittelt werden durften,
übermittelt worden sind, so ist dies der empfangenden
Stelle unverzüglich mitzuteilen. Diese ist verpflichtet, die
Berichtigung oder Löschung solcher Daten unverzüglich
vorzunehmen. Sind Daten ohne Ersuchen übermittelt
worden, hat die empfangende Stelle unverzüglich zu prü-
fen, ob die Daten für den Zweck erforderlich sind, für den
sie übermittelt worden sind; nicht benötigte Daten hat sie
unverzüglich zu löschen.

d) Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde
Stelle auf Ersuchen im Einzelfall zum Zweck der Aus-
kunftserteilung an den Betroffenen über die Verwendung
der Daten und die dadurch erzielten Ergebnisse.

e) Die empfangende Stelle hat den Betroffenen über die
Datenerhebung bei der übermittelnden Stelle zu unter-
richten; es sei denn, dass die Daten ohne Ersuchen über-
mittelt wurden. Die Unterrichtung kann unterbleiben,
soweit und solange eine Abwägung ergibt, dass das
öffentliche Interesse an dem Unterbleiben der Unterrich-
tung gegenüber dem Interesse des Betroffenen an einer
Unterrichtung überwiegt.

f) Dem Betroffenen ist über die zu seiner Person übermit-
telten Daten sowie über den vorgesehenen Verwen-
dungszweck Auskunft zu erteilen. Buchstabe e Satz 2 gilt
entsprechend.

g) Wird jemand im Zusammenhang mit Übermittlungen im
Rahmen des Datenaustauschs nach diesem Abkommen
rechtswidrig geschädigt, haftet ihm hierfür die empfan-
gende Stelle nach Maßgabe des für sie geltenden inner-
staatlichen Rechts. Sie kann sich im Verhältnis zum
Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf berufen,
dass der Schaden durch die übermittelnde Vertrags-
partei verursacht worden ist.

h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver-
pflichtet, die Übermittlung und den Empfang von perso-
nenbezogenen Daten aktenkundig zu machen.

i) Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende inner-
staatliche Recht in Bezug auf die übermittelten perso-
nenbezogenen Daten besondere Löschungsvorschriften
vorsieht, weist diese Stelle die empfangende Stelle
darauf hin. In jedem Fall sind die übermittelten personen-
bezogenen Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck,
für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr erforder-
lich sind.

j) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver-
pflichtet, die übermittelten personenbezogenen Daten
wirksam gegen unbefugten Zugang, unbefugte Verände-
rung und unbefugte Bekanntgabe zu schützen.

Protokoll
zum Abkommen

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Regierung des Fürstentums Liechtenstein

über die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch in Steuersachen
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4. In Bezug auf Artikel 13 Absatz 2 besteht Einvernehmen, dass
nach diesem Abkommen erteilte Auskünfte im Rahmen der
in Artikel 1 genannten Zwecke zur weiteren Beurteilung auch
für Zeiträume herangezogen werden können, auf die die
erteilten Auskünfte nicht bezogen waren.

5. Förmliche Mitteilungen zwischen den zuständigen Behörden
der Vertragsparteien einschließlich der Ersuchen um Aus-
kunft im Zusammenhang oder in Übereinstimmung mit dem
geschlossenen Abkommen sind schriftlich und auf direktem
Wege an die nachfolgend angegebenen Adressen oder eine
andere Adresse, die eine Vertragspartei der anderen Ver-
tragspartei gegebenenfalls mitgeteilt hat, zu richten. Alle
einem Auskunftsersuchen folgenden Mitteilungen werden in

schriftlicher Form an die jeweils zuständige Behörde oder
ihren bevollmächtigten Vertreter gerichtet.

Zuständige Behörde Zuständige Behörde
für die Bundesrepublik für das Fürstentum
Deutschland: Liechtenstein:

Bundeszentralamt für Regierung des Fürstentums
Steuern Liechtenstein
53221 Bonn 9490 Vaduz

in Bezug auf in Bezug auf
Steuerstrafsachen: Steuerstrafsachen:

Bundesamt für Justiz Regierung des Fürstentums
53094 Bonn Liechtenstein

9490 Vaduz
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I . A l l g e m e i n e s

1. Ziele und Bedeutung des Abkommens

Gegenstand des am 2. September 2009 unterzeichneten
Abkommens ist die gegenseitige behördliche Unterstüt-
zung in Steuersachen und Steuerstrafsachen durch
Informationsaustausch auf Ersuchen im Einzelfall. 

Die Finanzbehörden haben steuerlich relevante Sachver-
halte aufzuklären. Ihre Befugnisse sind jedoch auf das
Inland beschränkt. Sind grenzüberschreitende Sachver-
halte aufzuklären, können Beteiligte oder auskunfts-
pflichtige Dritte, die im Ausland ansässig sind, von den
Finanzbehörden nicht wie im Inland ansässige Beteiligte
oder auskunftspflichtige Dritte zur Mitwirkung bei der
Sachverhaltsaufklärung herangezogen werden. Die
Finanzbehörden sind dann auf die Unterstützung auslän-
discher Behörden angewiesen. Fehlt die Bereitschaft
anderer Staaten oder Gebiete, Unterstützung für
Besteuerungszwecke zu gewähren, wird dadurch Steu-
erhinterziehung begünstigt oder gefördert. Die – gegen-
seitige – Unterstützung bei der Sachverhaltsaufklärung
für Besteuerungszwecke ist umso bedeutender, als
grenzüberschreitende Sachverhalte alltäglich geworden
sind. 

Das Fürstentum Liechtenstein hat sich in einer Erklärung
vom 12. März 2009 zur Akzeptanz der Grundsätze zu
Transparenz und effektivem Informationsaustausch für
Besteuerungszwecke verpflichtet. Mit der Unterzeich-
nung des Abkommens vom 2. September 2009 ist das
Fürstentum Liechtenstein dieser Verpflichtung auch
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland nachge-
kommen. Für die Bundesrepublik Deutschland wird mit
dem Abkommen eine bedeutende Lücke bei der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit im Bereich der
Besteuerung geschlossen.

2. Die Gliederung des Abkommens

Inhalt, Aufbau und textliche Ausgestaltung des Abkom-
mens entsprechen weitgehend dem Musterabkommen
der OECD für Auskunftsaustausch aus dem Jahr 2002.
Das Abkommen berechtigt jede Vertragspartei, die ande-
re Partei um Auskunft oder Informationen in einer konkre-
ten Steuersache zu ersuchen, die Gegenstand einer
Ermittlung oder Untersuchung ist. Auskünfte werden
sowohl im Steuerfestsetzungsverfahren als auch im
Steuerstrafverfahren erteilt.

I I .  Z u  d e n  e i n z e l n e n  A r t i k e l n  d e s
A b k o m m e n s

Zu Artikel 1

S a t z  1  umschreibt in allgemeiner Form das Ziel des
Abkommens, sich gegenseitig Amts- und Rechtshilfe
durch Informationsaustausch  zu leisten. Informationen
werden auf Ersuchen einer Vertragspartei erteilt, wenn
sie für ein Besteuerungsverfahren oder Steuerstrafver-
fahren voraussichtlich erheblich sind. Nummer 3 Buch-
stabe c des Protokolls zum Abkommen regelt Einzelhei-
ten zum Ausdruck „voraussichtlich erheblich“. Der Infor-
mationsaustausch ist nicht auf Personen beschränkt, die
in einer Vertragspartei ansässig sind. S a t z  2  stellt klar,
dass durch das Abkommen die persönlichen Rechte der

Steuerpflichtigen gemäß dem innerstaatlichen Recht der
Vertragsparteien, wie beispielsweise das Recht auf
rechtliches Gehör, gewahrt bleiben. 

Zu Artikel 2

Dieser Artikel bestimmt, dass eine Vertragspartei nicht
verpflichtet ist, Auskünfte zu erteilen, über die ihre Behör-
den nicht verfügen oder die sich nicht im Besitz einer
Person im Gebiet dieser Vertragspartei befinden oder
einer solchen Person zugänglich sind.

Zu Artikel 3

Dieser Artikel bezeichnet die Steuern, für die das Abkom-
men gilt. Auf deutscher Seite sind es die Einkommen-
steuer, Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Vermögen-
steuer, Erbschaftsteuer, Umsatzsteuer und Versicherung-
steuer einschließlich der auf diese Steuern erhobenen
Zuschläge. A b s a t z  2  bestimmt, dass nach gesonder-
ter Vereinbarung der Vertragsparteien das Abkommen
auch für Steuern gleicher oder ähnlicher Art gilt, die nach
der Unterzeichnung des Abkommens erhoben werden.

Zu Artikel 4

A b s a t z  1  definiert verschiedene, für die Anwendung
des Abkommens grundlegende Begriffe. A b s a t z  2
enthält die aus den Doppelbesteuerungsabkommen
bekannte Auslegungsregel, die auf das innerstaatliche
Recht als subsidiäre Auslegungsquelle verweist.

Zu Artikel 5

Dieser Artikel enthält die Voraussetzungen, unter denen
Auskünfte und Informationen auf Ersuchen erteilt wer-
den. 

A b s a t z  1  bestimmt, dass sich die Vertragsparteien auf
Ersuchen Auskünfte für die in Artikel 1 genannten Zwe-
cke erteilen. Ein automatischer oder ein spontaner Aus-
kunftsaustausch ist nicht Gegenstand des Abkommens.
Um Auskünfte kann sowohl für Zwecke des normalen
Besteuerungsverfahrens als auch für Zwecke eines Steu-
erstrafverfahrens ersucht werden. Die Auskünfte sind
unabhängig davon zu erteilen, ob die ersuchte Vertrags-
partei die Informationen für eigene Besteuerungszwecke
benötigt oder ob im Falle eines Steuerstrafverfahrens das
zugrunde liegende Verhalten des Steuerpflichtigen auch
im ersuchten Staat eine Straftat darstellen würde. Nach
Nummer 1 des Protokolls zum Abkommen soll der Steu-
erpflichtige, soweit die Ermittlung nicht Gegenstand
eines Steuerstrafverfahrens ist, über die Absicht der
Finanzbehörde, ein Auskunftsersuchen an die andere
Vertragspartei zu richten, unterrichtet werden. Davon
kann die Finanzbehörde jedoch absehen, wenn sonst der
Zweck der Ermittlung gefährdet würde. 

Nach A b s a t z  2  hat die zuständige Behörde der
ersuchten Vertragspartei, wenn sie nicht im Besitz der
erbetenen Informationen ist, alle geeigneten Maßnahmen
zu treffen, um die Informationen zu beschaffen.

Nach A b s a t z  3  kann eine Vertragspartei auch darum
ersuchen, die Auskünfte, z. B. Zeugenaussagen, in einer
bestimmten Form übermittelt zu bekommen. Soweit die
ersuchte Partei aufgrund ihres innerstaatlichen Rechts

Denkschrift
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dazu nicht in der Lage ist, befreit sie dies jedoch nicht
von der Verpflichtung, die Information als solche zu über-
mitteln.

A b s a t z  4  verpflichtet die Vertragsparteien, sicherzu-
stellen, dass Bankinformationen und Informationen über
die Eigentumsverhältnisse an Gesellschaften und ande-
ren Rechtsträgern sowie die Stifter oder Gründer und
Begünstigten von Stiftungen und vergleichbaren Rechts-
trägern stets zugänglich sind und damit auf Ersuchen zur
Verfügung gestellt werden können. Ausgenommen hier-
von sind Auskünfte über die Eigentumsverhältnisse in
Bezug auf börsennotierte Gesellschaften oder Invest-
mentvermögen. Die Aufzählung der Banken und anderen
Institute und Personen gemäß Buchstabe a stellt keine
abschließende Aufzählung dar. Sie ist insbesondere nicht
als eine Beschränkung der Befugnisse aus Absatz 1 zu
verstehen.

A b s a t z  5  benennt die Angaben und Ausführungen,
die ein Auskunftsersuchen enthalten muss. Hierdurch
soll die ersuchte Vertragspartei nicht nur in die Lage ver-
setzt werden, die ersuchten Informationen einzuholen,
sondern auch überprüfen zu können, dass die erbetenen
Informationen tatsächlich für die Besteuerung voraus-
sichtlich erheblich sind. Ein Auskunftsersuchen muss
insbesondere die Identität der Person enthalten, die
Gegenstand der Ermittlung oder Untersuchung ist. Num-
mer 2 des Protokolls zum Abkommen stellt klar, dass die
Identität einer Person nicht notwendigerweise in der
Nennung des Namens der Person bestehen muss, wenn
sich die Identität durch andere Merkmale bestimmen
lässt. Hierzu ist beispielhaft auf den BFH-Beschluss VII B
152/01, BStBl II 2002, 495 vom 21. März 2002 und das
BFH-Urteil VII R 47/07, BStBl II 2009, 509 vom 9. Dezem-
ber 2008 zu verweisen.

Zu Artikel 6

A b s a t z  1  eröffnet die Möglichkeit, Vertreter einer Ver-
tragspartei in den Hoheitsbereich der anderen Vertrags-
partei zum Zwecke der Befragung von Personen und der
Prüfung von Unterlagen zu entsenden. Voraussetzung
hierfür ist, dass dies nach dem Recht der ersuchten Ver-
tragspartei zulässig ist und die betroffenen Personen
dem im Voraus schriftlich zugestimmt haben. Die Ent-
scheidung, ob dem Ersuchen stattgegeben wird und wel-
che Bedingungen und Voraussetzungen ggf. einzuhalten
sind, obliegt ausschließlich der ersuchten Vertragspartei.

Darüber hinaus ist nach A b s a t z  2  ein Ersuchen zuläs-
sig, Vertreter zu einer im anderen Hoheitsbereich stattfin-
denden Steuerprüfung zu entsenden. Über dieses Ersu-
chen entscheidet ebenfalls ausschließlich die ersuchte
Vertragspartei.

A b s a t z  3  beschreibt das Verfahren für den Fall, dass
einem Ersuchen nach Absatz 2 stattgegeben wird.

Zu Artikel 7

Dieser Artikel bestimmt die Grenzen der Verpflichtung zur
Auskunftserteilung. 

Nach A b s a t z  1  ist die ersuchte Vertragspartei nicht
verpflichtet, einem Ersuchen nachzukommen, wenn das
Ersuchen nicht in Übereinstimmung mit den Vorschriften
des Abkommens gestellt wurde, die ersuchende Ver-
tragspartei nicht alle ihre eigenen Möglichkeiten ausge-
schöpft hat, die Information zu beschaffen oder die Ertei-

lung der Auskünfte der öffentlichen Ordnung der ersuch-
ten Vertragspartei entgegenstehen würde.

Nach A b s a t z  2  besteht für eine Vertragspartei keine
Verpflichtung zur Auskunftserteilung, wenn die Informa-
tionen einem Aussageverweigerungsrecht unterliegen
oder die Preisgabe eines Handels-, Industrie-, Gewerbe-
oder Berufsgeheimnisses oder eines Geschäftsverfah-
rens darstellen würde. Allerdings kann die Auskunftser-
teilung in Bezug auf die in Artikel 5 Absatz 4 genannten
Bankauskünfte und Auskünfte über die Eigentumsver-
hältnisse an Gesellschaften und anderen Rechtsträgern
bzw. die Stifter, Gründer und Begünstigungen von Stif-
tungen und vergleichbaren Rechtsträgern nicht unter
Hinweis auf eine damit verbundene Verletzung eines
Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis-
ses oder eines Geschäftsverfahrens verweigert werden.

A b s a t z  3  regelt, dass ein Auskunftsersuchen nicht mit
der Begründung abgelehnt werden kann, dass die
zugrunde liegende Steuerforderung strittig ist.

A b s a t z  4  legt fest, dass die Auskunftserteilung abge-
lehnt werden kann, wenn die ersuchende Vertragspartei
im umgekehrten Fall die Auskünfte nach ihren innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften nicht erteilen könnte.

Die ersuchte Vertragspartei kann nach A b s a t z  5  ein
Auskunftsersuchen ablehnen, wenn die Auskünfte der
Anwendung von Vorschriften des Steuerrechts der ersu-
chenden Vertragspartei dienen, die Bürger der ersuchten
Partei diskriminieren.

Zu Artikel 8

Dieser Artikel verpflichtet zur vertraulichen Behandlung
empfangener und erteilter Auskünfte ( A b s a t z  1 ).

Nach A b s a t z  2  dürfen die übermittelten Informatio-
nen nur den Personen oder Behörden zugänglich
gemacht werden, die mit den jeweiligen Maßnahmen
nach Artikel 1 befasst sind. Die Informationen können
jedoch in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in
einer Gerichtsentscheidung offen gelegt werden. Durch
Verbalnote vom 2. September 2009 hat die Bundesrepu-
blik Deutschland gegenüber dem Fürstentum Liechten-
stein zum Ausdruck gebracht, dass die Verwendung
übermittelter Informationen auch die Befugnis zur Offen-
legung im steuerstrafrechtlichen Ermittlungsverfahren
einschließt.

Die Verwendung für andere als die in Artikel 1 genannten
Zwecke darf nur mit vorheriger Zustimmung der zustän-
digen Behörde erfolgen, die die Information erteilt
( A b s a t z  3 ) .  Nach A b s a t z  4  dürfen die erteilten
Auskünfte keinem anderen Hoheitsbereich, also anderen
Staaten oder Gebieten, bekannt gegeben werden. Per-
sonenbezogene Daten dürfen nach A b s a t z  5  nur
insoweit übermittelt werden, als dies für die Durchfüh-
rung des Abkommens erforderlich und nach dem Recht
der übermittelnden Vertragspartei möglich ist. Dies ent-
spricht dem Grundsatz, dass keine Verpflichtung
besteht, Informationen zu erteilen, die nach den jeweili-
gen Gesetzen nicht beschafft werden können. Ergänzen-
de Bestimmungen zu der Übermittlung von personenbe-
zogenen Daten enthält die Nummer 3 des Protokolls zum
Abkommen.
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Zu Artikel 9

Artikel 9 regelt die Frage der Kosten, die einer Vertrags-
partei im Zusammenhang mit der Beschaffung von Infor-
mationen und der Erteilung von Auskünften entstehen.
Danach trägt die ersuchte Vertragspartei alle regulären
Kosten, die aufgrund des Auskunftsersuchens anfallen.
Außergewöhnliche Kosten trägt die ersuchende Ver-
tragspartei. 

Zu Artikel 10

A b s a t z  1  gibt den zuständigen Behörden die Möglich-
keit, Schwierigkeiten oder Zweifel, die sich bei der
Durchführung oder Auslegung des Abkommens ergeben,
einvernehmlich zu regeln. Darüber hinaus können sich
die zuständigen Behörden auf Verfahren zur Durchfüh-
rung der Artikel 5, 6 und 9 verständigen. 

Zu Artikel 11

Dieser Artikel verweist auf das Protokoll als Bestandteil
des Abkommens.

Zu Artikel 12

Dieser Artikel enthält die Festlegung des Ziels der Ver-
tragsparteien, die Umsetzung des Abkommens in natio-
nales Recht bis zum 31. Dezember 2010 zu vollziehen.

Zu Artikel 13

Dieser Artikel enthält die Bestimmungen über das Inkraft-
treten und die erstmalige Anwendung des Abkommens.
Nach A b s a t z  1  tritt das Abkommen einen Monat nach
dem Zeitpunkt in Kraft, an dem sich beide Vertragspartei-
en mitgeteilt haben, dass die Voraussetzungen für das
Inkrafttreten des Abkommens in der jeweiligen Vertrags-
partei vorliegen. Maßgebend ist die letzte Notifikation.
Nach A b s a t z  2  ist eine Auskunftserteilung  nur in
Bezug auf Veranlagungszeiträume möglich, die am oder
nach dem 1. Januar 2010 beginnen. Nach Nummer 4 des
Protokolls zum Abkommen bleibt davon das Recht der
ersuchenden Vertragspartei unberührt, erhaltene Infor-
mationen für frühere Zeiträume auszuwerten.

Zu Artikel 14

Dieser Artikel regelt die Kündigung des Abkommens.
Nach A b s a t z  1  kann jede Vertragspartei das Abkom-
men schriftlich gegenüber der zuständigen Behörde der
anderen Vertragspartei kündigen. A b s a t z  2  bestimmt
den Zeitpunkt des Außerkrafttretens des Abkommens
nach erfolgter Kündigung. Dieser ist der erste Tag des
Monats, der nach Ablauf von drei Monaten nach Zugang
der Kündigung folgt. A b s a t z  3  bestimmt, dass die
Vertragsparteien auch im Falle einer Kündigung des
Abkommens an die Geheimhaltungspflichten des Arti-
kels 8 im Hinblick auf die erhaltenen Auskünfte gebunden
bleiben.
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Anlage zur Denkschrift

Botschaft Vaduz, den 2. September 2009
der Bundesrepublik Deutschland
Bern

Verbalnote

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt sich, das Amt für Auswärtige
Angelegenheiten des Fürstentums Liechtenstein im Namen der Regierung der Bundes-
republik Deutschland unter Bezugnahme auf das heute unterzeichnete Abkommen zwi-
schen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung des Fürsten-
tums Liechtenstein über die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch in Steuer-
sachen darüber zu unterrichten, dass die Regierung der Bundesrepublik Deutschland
Artikel 8 Absatz 2 des Abkommens wie folgt auslegen wird: 

Nach Artikel 8 Absatz 2 dürfen Auskünfte nur den Personen oder Behörden (einschließ-
lich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit den in
Artikel 1 des Abkommens bezeichneten Aufgaben befasst sind, und von diesen Personen
oder Behörden nur für die in Artikel 1 des Abkommens bezeichneten Zwecke verwendet
werden. Für diese Zwecke dürfen die Auskünfte in einem öffentlichen Gerichtsverfahren
oder für eine Gerichtsentscheidung verwendet werden.

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland legt diese Bestimmung so aus, dass
die Verwendung der Auskünfte für die in Artikel 1 bezeichneten Zwecke auch die Offen-
legung in einem steuerstrafrechtlichen Ermittlungsverfahren einschließt, wenn diese aus
allgemeinen prozessualen Rechten der deutschen Rechtsordnung folgt. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland bittet das Amt für Auswärtige Angele-
genheiten des Fürstentums Liechtenstein, seine Regierung entsprechend zu informieren,
und benutzt diesen Anlass, das Amt für Auswärtige Angelegenheiten des Fürstentums
Liechtenstein erneut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu versichern.

An das
Amt für Auswärtige Angelegenheiten
des Fürstentums Liechtenstein

Vaduz
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Anlage 2

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge-
setzes auf Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten
begründet werden, geprüft.

Mit dem vorliegenden Entwurf werden 12 Informations-
pflichten der Verwaltung eingeführt, die dem Informations-
austausch dienen. Für Unternehmen sowie für Bürgerinnen
und Bürger werden keine Informationspflichten eingeführt,
geändert oder aufgehoben.

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines
gesetzlichen Prüfauftrags keine Bedenken gegen das Rege-
lungsvorhaben.
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